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1. Allgemeines 

Der Vorschlag der EG-Kommission war bereits in 
der 9. Legislaturperiode vom Präsidenten des Deut-
schen Bundestages gemäß Sammelliste für die in 
der Zeit vom 2. Juli bis 9. Dezember 1980 eingegan-
genen EG-Vorlagen — Drucksache 9/37 Nr. 141 — 
an  den Innenausschuß federführend und an den 
Ausschuß für Wirtschaft sowie an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mitbe-
ratung überwiesen worden. An den Beratungen in 
der 9. Wahlperiode hatte sich der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gutacht-
lich beteiligt. Im Rahmen der Überweisung unerle-
digter Vorlagen aus der vergangenen Legislaturpe-
riode wurde die Vorlage mit Sammelübersicht in 
Drucksache 10/358 Nr. 14 am 15. September 1983 er-
neut an den Innenausschuß federführend und an 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten sowie an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau zur Mitberatung überwiesen. 

2. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Richtlinienentwurf zur Kenntnis 
genommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat das Ziel des Ent-
wurfs, auch durch die Harmonisierung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung zu einer Beseitigung von 
möglichen Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der 
EG zu gelangen, begrüßt. Grundsätzlich hat der 
Ausschuß für Wirtschaft dem Entwurf in der Text-
fassung der vorläufigen deutschen Verhandlungs-
position in Sitzungsdokument ENV/81/15 zuge-
stimmt. Er hat es jedoch für erforderlich gehalten, 
im Text der Richtlinie sicherzustellen, daß bei den 
Umweltverträglichkeitsprüfungen bereits in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandene Behörden 
und Prüfungsverfahren weiterhin eingeschaltet 
bleiben, um einen zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand zu vermeiden. Er hat ferner darauf hingewie-
sen, daß seine Stellungnahme angesichts des sich 
mit Sicherheit noch ändernden Textes des Richtli-
nienentwurfs möglicherweise nicht abschließend 
sein könne und mitgeteilt, daß er von sich aus seine 
Stellungnahme später ergänzen würde, wenn der 
Verhandlungsstand es erforderlich machen sollte. 
Eine weitere Ergänzung der Stellungnahme ist je-
doch nicht mehr erfolgt. Dem Anliegen des Aus-
schusses für Wirtschaft hat der Innenausschuß un-
ter Nummer 4 seiner Beschlußempfehlung im übri-
gen Rechnung getragen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat seine gutachtliche Stellungnahme 
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aus der vergangenen Wahlperiode im Rahmen sei-
ner Mitberatung am 9. November 1983 bestätigt. 
Darin begrüßt er die Bemühungen der Europäi-
schen Gemeinschaften, die Anforderungen an die 
Berücksichtigung von Umweltbelangen in den Mit-
gliedsländern einander anzugleichen, wie dies mit 
der von der EG-Kommission vorgeschlagenen 
Richtlinie angestrebt werde. Nach dem geltenden 
Städtebaurecht und den darin enthaltenen Verfah-
rensregelungen seien Belange des Umweltschutzes 
zu berücksichtigen. Durch ein gesondertes Verfah-
ren zur Durchführung von Umweltverträglichkeits-
prüfungen, wie es der Richtlinienvorschlag vorsehe, 
werde daher ein Verwaltungsaufwand entstehen, 
der im Vergleich zur geltenden Rechtslage nicht zu 
einer stärkeren Berücksichtigung der Umweltbe-
lange beitragen würde. Der Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau halte es daher für 
erforderlich, in der Richtlinie in geeigneter Weise 
sicherzustellen, daß die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in vorhandene Verfahren, die den Anforderun-
gen der Richtlinie entsprechen, integriert werde. 
Darüber hinaus halte er es für wünschenswert und 
notwendig, durch zwischenstaatliche Vereinbarun-
gen anzustreben, daß im Sinne der EG-Richtlinie 
auch in den Partnerstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland verfahren werde, die nicht der Euro-
päischen Gemeinschaft angehörten. Dem Hauptan-
liegen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau ist ebenfalls unter Nummer 4 
der Beschlußempfehlung Rechnung getragen. Die 
weitere Forderung dieses Ausschusses nach zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen ist in der Be-
schlußempfehlung nicht berücksichtigt, da in diese 
nur Aussagen zum Richtlinienentwurf aufgenom-
men wurden. 

3. Zum Richtlinienvorschlag 

Der Richtlinienvorschlag basiert auf dem EG-Ak-
tionsprogramm für den Umweltschutz. Er sieht eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung in Form eines Prüf- 
und Beteiligungsschemas bei der Genehmigung 
umweltrelevanter Vorhaben und Planungen vor. 

Dabei geht das Konzept des Richtlinienvorschlages 
davon aus, daß bei bestimmten, in den Anhängen I 
und II enumerativ aufgeführten Vorhaben eine um-
fassende Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt wird, d. h. eine Prüfung der Umweltverträg-
lichkeit, die gleichzeitig sämtliche umweltbezoge-
nen Aspekte des Vorhabens erfaßt. Von daher ent-
hält der Richtlinienvorschlag folgende Elemente: 

— Sämtliche für die Prüfung relevanten Informa-
tionen werden der Behörde, die über die Zuläs-
sigkeit eines Vorhabens entscheidet, durch den 
Antragsteller/Projektträger geliefert, 

— der Antragsteller muß eine eigene Beschreibung 
der von seinem Vorhaben betroffenen Umwelt 
sowie eine Abschätzung und Beurteilung der 
Auswirkungen seines Vorhabens auf diese Um-
welt vornehmen, 

— eine umfassende Information der Öffentlichkeit 
durch die zuständige Behörde über die vom Pro-
jektträger vorgelegten Angaben; diese Öffent

-

lichkeitsinformation betrifft in bestimmten Fäl-
len auch die Öffentlichkeit von Mitgliedstaaten 
(nicht nur benachbarter Mitgliedstaaten), 

— eine grenzüberschreitende Information der Be-
hörden von Mitgliedstaaten, sofern dies nach 
den Umständen des Einzelfalles angezeigt ist, 

— die Erstellung eines Berichts durch die zustän-
dige Behörde über das Ergebnis der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und die unterschiedlichen 
Stellungnahmen, die darin eingegangen sind, 

— die Integration der Umweltverträglichkeitsprü-
fung und ihrer Ergebnisse in die Entscheidungs-
findung, 

— die Information der Öffentlichkeit über die Ge-
nehmigung oder umweltschutzbedingte Versa-
gung einer Genehmigung unter besonderer Dar-
stellung — gegebenenfalls sogar getrennter Do-
kumentation — der wichtigsten Stellungnah-
men, die im Verfahren der Umweltverträglich-
keitsprüfung eingeholt oder abgegeben wurden. 

In einer grundlegenden Stellungnahme vom 
24. April 1981 hat die Bundesregierung hinsichtlich 
der Unterschiede des Richtlinienvorschlages zum 
deutschen Recht und daraus resultierender Pro-
bleme unter anderem darauf hingewiesen, daß Um-
weltverträglichkeitsprüfungen in der deutschen 
Rechts- und Verwaltungspraxis seit langem durch-
geführt würden, jedoch aufgrund unterschiedlicher 
Rechtsgrundlagen und daher nicht nach einem ein-
heitlichen Verfahren und mit unterschiedlicher In-
tensität. Dementsprechend bestehe auch keine Ein-
heitlichkeit bei den Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen, wie sie in dem Richtlinienvorschlag vorgese-
hen sei. Umweltverträglichkeitsprüfungen fänden 
in einer Vielzahl von Planungsverfahren, in Raum-
ordnungsverfahren sowie im Rahmen spezialge-
setzlicher Vorschriften über Genehmigungs- oder 
Planfeststellungsverfahren statt. Diese Verfahren 
unterschieden sich untereinander zum Teil nicht 
unbeträchtlich — etwa was die Pflichten des An-
tragstellers oder die Öffentlichkeitsbeteiligung an-
gehe. 

Auf folgende Unterschiede zwischen dem Richtli-
nienvorschlag und dem deutschen Recht wurde hin-
gewiesen: 

— Nach deutschem Recht bestehe zum Teil eine 
andere Arbeitsverteilung zwischen Behörde und 
Antragsteller aufgrund des Amtsermittlungs-
grundsatzes. Da der Richtlinienvorschlag nicht 
von einem vergleichbaren Amtsermittlungs-
grundsatz ausgehe, stelle er weitergehende An-
forderungen an die Informationspflichten des 
Antragstellers/Projektträgers. 

— Dementsprechend werde vom Antragsteller/ 
Projektträger selbst — neben der endgültigen 
Beurteilung durch die Behörde — nach deut-
schem Recht keine eigene Umweltverträglich-
keitsanalyse erwartet. 

— Das deutsche Recht enthalte keine Pflichten zur 
grenzüberschreitenden Behörden- und Öffent-
lichkeitsinformation sowie -konsultation. 
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— Nach deutschem Recht werde auch kein eigener 
Umweltverträglichkeitsprüfungsbericht erstellt 
und zusammen mit der Entscheidung veröffent-
licht, wie dies — zumindest alternativ — im 
Richtlinienvorschlag vorgesehen sei. 

Die Bundesregierung hat hervorgehoben, daß sie 
das Anliegen, durch Harmonisierung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen einen Beitrag zur Ver-
wirklichung des Prinzips vorsorgenden Umwelt-
schutzes in der Gemeinschaft zu leisten, grundsätz-
lich begrüßt habe. Sie habe dabei von Anfang an 
betont, daß die von den Europäischen Gemeinschaf-
ten angestrebte Regelung so flexibel ausgestaltet 
werden sollte, daß eine möglichst nahtlose Integra-
tion der Richtlinie in das nationale Recht ermög-
licht werde. Die in Drucksache 9/166 enthaltene Ur-
sprungsfassung des Richtlinienvorschlages ent-
spreche diesen grundsätzlichen Vorstellungen 
nicht. Sie sei daher auf berechtigte Kritik sowohl 
seitens der Ressorts als auch seitens der Bundes-
länder gestoßen, wie aus dem Beschluß der Umwelt-
ministerkonferenz vom November 1980 und dem 
Beschluß des Bundesrates vom 30. Januar 1981 her-
vorgehe. Dies treffe im Grundsatz auch auf die Stel-
lungnahmen der in diesem Zusammenhang schrift-
lich angehörten 64 Verbände zu. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme grund-
sätzlich eine Harmonisierung der Gesetze und Ver-
ordnungen auf dem Gebiet des Umweltschutzes in-
nerhalb der Europäischen Gemeinschaften bejaht 
und darauf hingewiesen, daß damit unter Beach-
tung einer auf Vorsorge ausgerichteten Umweltpoli-
tik auch Wettbewerbsverzerrungen abgebaut wer-
den könnten. Der vorliegende Richtlinienvorschlag 
werde jedoch diesem Ziel einer Harmonisierung 
des Umweltschutzes innerhalb der Gemeinschaft 
nicht gerecht und begegne darüber hinaus sachli-
chen Bedenken. Im einzelnen sei auf folgendes hin-
zuweisen: 

— Der Harmonisierungsbedarf bestehe in erster 
Linie bei den materiellen Anforderungen, nicht 
jedoch in der verfahrensrechtlichen Ausgestal-
tung. Es sollte deshalb vor der Vereinheitlichung 
des Verfahrens für die Umweltverträglichkeits-
prüfung eine Vereinheitlichung der materiellen 
Normen und Standards angestrebt werden. 

— Die im Richtlinienvorschlag enthaltene mate-
rielle Konzeption einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im Sinne einer ökologischen Gesamter-
fassung aller wesentlichen Umweltauswirkun-
gen einschließlich ihrer Wechselwirkung unter-
einander führe zu Anforderungen, für die gesi-
cherte Bewertungsmaßstäbe bis jetzt nur zum 
Teil vorhanden seien. Nachweispflichten des 
Projektträgers sollten sich im Rahmen des Er-
füllbaren halten. 

— Die für die Umweltverträglichkeitsprüfung vor-
gesehenen Regelungen enthielten unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die in ihren Auswirkungen nicht 
überschaubar seien. Sie ließen von vornherein 
zusätzliche zeitaufwendige und kostenintensive 
Prüfungen befürchten und würden damit zu 
noch längeren und in ihrem Ausgang unbere

-

chenbaren Verfahren führen. Darüber hinaus 
würden sie mit Bestrebungen, investitionshem-
mende Vorschriften abzubauen, nicht im Ein-
klang stehen. 

— Der Richtlinienvorschlag unterscheide nicht ge-
nügend zwischen Großvorhaben und kleineren 
Projekten. 

— Die Richtlinie sollte grundsätzlich so formuliert 
sein, daß nationale Regelungen, die bereits 
gleichwertige Umweltverträglichkeitsprüfungen 
verlangten, nicht zu novellieren seien. Der Voll-
zug der Richtlinie sollte ohne neue Verfahren 
und ohne neue Behörden möglich sein. 

Der Bundesrat hielt den Richtlinienvorschlag in der 
Ursprungsfassung nicht für verabschiedungsreif. Er 
hatte deshalb die Bundesregierung gebeten, in den 
weiteren Verhandlungen unter Berücksichtigung 
der dargelegten Bedenken auf eine grundlegende 
Überarbeitung des Richtlinienvorschlages hinzu-
wirken. Soweit dies nicht zu erreichen sei, werde 
die Bundesregierung gebeten, den Richtlinienvor-
schlag abzulehnen. 

Nach Darstellung der Bundesregierung haben die 
von ihr gehörten Wirtschaftsverbände die Absicht 
des Richtlinienvorschlages, eine Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Umwelt-
rechts innerhalb der Gemeinschaft zu erreichen, 
um damit auch Wettbewerbsverzerrungen abzubau-
en, ebenfalls grundsätzlich begrüßt. Auch nach de-
ren Auffassung werde der Ursprungstext des Richt-
linienvorschlages diesem Ziel jedoch nicht gerecht, 
insbesondere deshalb nicht, weil ein Harmonisie-
rungsbedarf in erster Linie in materieller und nicht 
in verfahrensrechtlicher Hinsicht bestehe. Dement-
sprechend sei gefordert worden, vor einer Verein-
heitlichung des Verfahrensrechts die materiellen 
Normen und Standards zu vereinheitlichen. Als 
Hauptangriffspunkte gegen den Richtlinienvor-
schlag seien genannt worden: 

— die Befürchtung, daß durch die Richtlinie neue 
Verfahren eingeführt und neue Behörden ge-
schaffen werden müßten; 

— daß die Angabe der nach Artikel 6 in Verbin-
dung mit Anhang III geforderten Informationen 
teilweise weder objektiv noch subjektiv (d. h. 
vom Antragsteller/Projektträger) erfüllbar sei; 

— daß der Richtlinienvorschlag zu viele unbe-
stimmte Rechtsbegriffe enthalte, die zu zusätzli-
chen zeit- und kostenaufwendigen Prüfungen 
und damit zu längeren und in ihrem Ausgang 
unberechenbaren Verfahren mit der Folge von 
Investitionsstaus führten; 

— daß der Richtlinienvorschlag zu Verfahrensver-
zögerungen führe, vor allem auch infolge der 
vorgesehenen breiten Öffentlichkeitsbeteili-
gung, durch die die Prüfung der Genehmigungs-
voraussetzungen unter fachlichen Gesichts-
punkten zurückgedrängt und in starkem Maße 
in einen gesellschaftspolitischen Abstimmungs- 
und Bewertungsprozeß überführt würde; 
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— die Befürchtung von Einbrüchen in Struktur-
elemente des nationalen Rechts, wie zum Bei-
spiel das System der gebundenen Erlaubnis; 

— die ungenügende Unterscheidung zwischen 
Großvorhaben und kleineren Projekten. 

Von den Umwelt- und Naturschutzverbänden sei 
der Richtlinienvorschlag namentlich hinsichtlich 
der vorgesehenen Öffentlichkeitsbeteiligung be-
grüßt und teilweise als nicht ausreichend angese-
hen worden. Von diesen Verbänden seien im we-
sentlichen folgende Forderungen nach Erweiterung 
erhoben worden: 

— die Einbeziehung von sämtlichen Maßnahmen 
der öffentlichen Verwaltung, also auch Pla-
nungsmaßnahmen; 

— keine Zulassung von Ausnahmen von der Prü-
fung im förmlichen Verfahren; 

— die Beteiligung der anerkannten Umwelt- und 
Naturschutzverbände; 

— die Einräumung eines Klagerechts für diese 
Verbände auf Durchführung einer den Grund-
sätzen des Richtlinienentwurfes entsprechen-
den Umweltverträglichkeitsprüfung; 

— die Erweiterung der Anhänge um weitere Vor-
haben. 

Der Deutsche Städtetag hat in einer Stellungnahme 
gefordert, auf die Einführung eines gesonderten 
Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens bzw. 
die Änderung bereits geregelter Verfahren zu ver-
zichten, wenn das nationale Recht bereits Genehmi-
gungsverfahren eingeführt habe, die eine Prüfung 
von Umweltbelangen vorsähen. Soweit es sich um 
den nach Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz geschützten 
Kernbereich des kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts handele, sei darauf hinzuweisen, daß nach 
deutschem Verfassungsrecht nur die Gemeinde „zu-
ständige" Behörde im Sinne des Richtlinienvor-
schlages sein könnte. Hinsichtlich der Anhänge I 
und II sei vor allem von den Wirtschaftsverbänden 
gefordert worden, daß keine Branchen und Indu-
striezweige, sondern nur konkrete Anlagen — wie 
zum Beispiel in der Vierten Verordnung zur Durch-
führung des Bundesimmissionsschutzgesetzes — 
aufgenommen werden sollten. Im übrigen müßten 
beide Anhänge wesentlich gestrafft und eindeutiger 
gefaßt werden. 

Die Bundesregierung hat zu diesen Stellungnah-
men die Auffassung vertreten, daß auch eine Har-
monisierung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
innerhalb der Gemeinschaft zu einer Beseitigung 
von Wettbewerbsverzerrungen beitragen könne. Im 
übrigen enthalte der Richtlinienvorschlag auch An-
sätze zur materiellen Harmonisierung. So beinhalte 
bereits die Entscheidung darüber, welche Vorhaben 
— vor allem bei Schwellenwerten — einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung zu unterziehen seien, Ele-
mente materiellen Rechts. Gleichzeitig mit der Ver-
einheitlichung des Verfahrens der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung strebe die Bundesregierung 
schrittweise an, auch die materiellen Normen zu 
vereinheitlichen, soweit damit keine Verschlechte

-

rung der nationalen Standards verbunden sei. Sie 
könne auf diesem Gebiet auch durchaus auf Erfolge 
verweisen (zum Beispiel die S02-Richtlinie, die 
Richtlinie zur Verringerung von Schwefel in Heizöl 
und die Richtlinie zur Begrenzung von Blei im Ben-
zin). Nach den bisherigen Verhandlungserfahrun-
gen in Brüssel lasse sich allerdings eine Vereinheit-
lichung aller bzw. der wichtigsten Normen vor einer 
Harmonisierung der Anforderungen an eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung vor Verabschiedung 
des Richtlinienvorschlags kaum erreichen. Die 
Bundesregierung halte die Fassung des Ursprungs-
textes so für nicht annehmbar, besonders im Hin-
blick auf die von ihr angestrebte Integration in das 
nationale Rechts- und Verwaltungssystem. 

Deswegen hatte sie im Frühjahr 1981 zu dem Richt-
linienvorschlag einen Alternativentwurf als vorläu-
fige deutsche Verhandlungsposition vorgelegt (Sit-
zungsdokument ENV/81/15), die den aus ihrer Sicht 
zum Teil berechtigten Bedenken des Bundesrates 
und der Verbände Rechnung getragen hat. Die Ver-
handlungsposition war dabei von dem Bemühen ge-
kennzeichnet, den Richtlinienentwurf mit dem bun-
desdeutschen Rechtssystem in Einklang zu brin-
gen. 

Von daher sollte etwa durch die Formulierung des 
Satzes 2 in Artikel 1 sichergestellt werden, daß 
durch die Richtlinie keine neuen Verfahren und Be-
hörden geschaffen werden müssen. In Artikel 10 
Abs. 1 sollte durch die Einfügung eines Satzes 2 ver-
deutlicht werden, daß das Ergebnis der Umweltver-
träglichkeitsprüfung nur ein Element unter ande-
ren im Rahmen der nationalen Entscheidungspro-
zesse darstellt, diese also nicht einseitig präjudi-
ziert. Den Bedenken, durch die in Artikel 6 gefor-
derten Informationen werde der Antragsteller über-
fordert, sollte durch die Neuformulierung dieser 
Vorschrift Rechnung getragen werden, wonach zwi-
schen Angaben, die in jedem Falle vom Antragstel-
ler zu leisten sind, und ergänzenden Angaben un-
terschieden werden sollte, hinsichtlich derer die 
Mitgliedstaaten bestimmen können, daß sie im Zu-
sammenwirken von Antragsteller und der zuständi-
gen Behörde beigebracht werden. In bezug auf den 
Anhang I wurde die Aufnahme konkreter Vorha-
ben, gegebenenfalls mit Schwellenwerten, ange-
strebt. Artikel 4 Abs. 3 sollte so gefaßt werden, daß 
die Mitgliedstaaten nach Konsultation der Kommis-
sion Vorhaben nach Anhang I, d. h. Vorhaben, die 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung im förmli-
chen Verfahren unterzogen werden sollen, von der 
Umweltverträglichkeitsprüfung in diesem Verfah-
ren ausnehmen und statt dessen eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung in einem vereinfachten Ver-
fahren unterziehen können. 

In bezug auf Bedenken, die etwa gegenüber der 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorgetragen worden wa-
ren, war die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine rechtzeitig durchgeführte Umweltverträglich-
keitsprüfung, die auch eine breite Beteiligung der 
Öffentlichkeit vorsehe, nicht zwangsläufig zu Ver-
fahrensverzögerungen führe. Diese könne im Ge-
genteil dazu beitragen, die Akzeptanz auf seiten der 
Öffentlichkeit zu erhöhen und Folgen nicht ausrei- 
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chender Information, wie zum Beispiel Bürgerpro-
teste und gerichtliche Auseinandersetzungen, die 
zu Verfahrensverzögerungen führten, zu vermei-
den. Die Gefahr eines Eingriffs in das kommunale 
Planungsrecht durch den Richtlinienvorschlag be-
stehe ihrer Auffassung nach nicht, da Pläne und 
Programme von der Richtlinie nicht erfaßt werden 
sollen. Der Richtlinienvorschlag beziehe sich nur 
auf Einzelvorhaben, da die Verpflichtung, Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen durchzuführen, nach 
Auffassung der Kommission schrittweise und be-
hutsam eingeführt werden solle, um eine Überfor-
derung und damit verbundene Abwehrhaltung zu 
verhindern. Erst angesichts der Erfahrungen auf 
dieser Ebene werde die Kommission zu gegebener 
Zeit prüfen, ob es angezeigt sei, Vorschläge zu einer 
Erweiterung des Anwendungsbereiches der Richtli-
nie vorzulegen. 

Der Richtlinienvorschlag hat im Verlaufe der 
schwierigen und intensiven Verhandlungen auf EG-
Ebene wesentliche Veränderungen erfahren. Zum 
Ende der deutschen Ratspräsidentschaft wies der 
Sachstandsbericht der Ratsgruppe „Umweltfragen" 
trotz außerordentlich intensiver Verhandlungen 
noch über 30 nicht gelöste Probleme auf. Diese offe-
nen Probleme konnten während der Tagung des 
EG-Umweltministerrates im Juni 1983 auf fünf of-
fene Fragen reduziert werden. Im Rahmen der be-
vorstehenden Ministerratstagung unter griechi-
scher Präsidentschaft sollen auch diese noch offe-
nen Problemkreise einer Lösung zugeführt und er-
neut der Versuch unternommen werden, die Richtli-
nie zu verabschieden. Zu den noch offenen Pro-
blemen gehört die Frage, 

— ob es möglich sein solle, bei den im Anhang I der 
Richtlinie enthaltenen Vorhaben — d. h. bei den-
jenigen, bei denen stets eine förmliche Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist — 
überhaupt Ausnahmemöglichkeiten vorzusehen, 
und wenn ja, in welchem Umfang sowie die 
Frage 

— der Einführung einer Evolutionsklausel, 

— der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
und der Einbeziehung von Kernkraftanlagen, 

— der Berücksichtigung von Substitutionsmöglich-
keiten und 

— der Ausklammerung der von einem einzelstaat-
lichen Parlament beschlossenen Vorhaben aus 
den Pflichten der Richtlinie. 

4. Die Beratungen im Innenausschuß 

4.1 Zum Beratungsverlauf 

Der Innenausschuß hat den Vorschlag der EG-Kom-
mission in der vergangenen Wahlperiode am 
8. März, 6. Mai und 24. Juni 1981 sowie im Rahmen 
eines Berichterstattergespräches am 4. Juni 1981 
und im Rahmen der laufenden Wahlperiode in sei-
nen Sitzungen am 14. September und 9. November 
1983 sowie im Rahmen eines intensiven Berichter

-

stattergespräches am 9. November 1983 wegen sei-
ner grundlegenden Bedeutung eingehend beraten. 
In seiner Sitzung am 24. Juni 1981 hat der Ausschuß 
ein umfangreiches Zwischenvotum beschlossen. Ne-
ben grundlegenden Feststellungen, die in Num-
mern 1, 4 und 5 der Beschlußempfehlung eingeflos-
sen sind, hat der Ausschuß in diesem Zwischenvo-
tum zu einer Reihe von Regelungen und Fragen vor 
allem im Hinblick auf die vorläufige deutsche Ver-
handlungsposition in Sitzungsdokument ENV/81/15 
im einzelnen seine Haltung bekundet und die Bun-
desregierung gebeten, den Bedenken und Anregun-
gen des Ausschusses im Rahmen der weiteren Ver-
handlungen nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 

Die einzelnen Aussagen betrafen namentlich die 
Frage des integrierten Ansatzes, der Umweltver-
träglichkeitsprüfung vor Erteilung der Genehmi-
gung, der aus einem Vorhaben resultierenden 
Wechselwirkungen der verschiedenen Umweltme-
dien untereinander, der Aufstellung von Kriterien 
und/oder Schwellenwerten, der Öffentlichkeitsbe-
teiligung und der grenzübergreifenden Vorhaben. 

Mit Schreiben vom 2. November 1981 wurde dem 
Ausschuß eine detaillierte Stellungnahme der Bun-
desregierung zu diesem Zwischenvotum, zu den 
Möglichkeiten einer Umsetzung der darin enthalte-
nen Aussagen im Rahmen der Verhandlungen und 
zum Fortgang der Verhandlungen unter britischer 
Präsidentschaft übermittelt. Der Bundesminister 
des Innern hat dem Ausschuß ferner Anfang Juni 
1983 den Bericht der Ratsgruppe „Umweltfragen" 
an den Ausschuß der Ständigen Vertreter zur Vor-
bereitung der Ratstagung vom 16. Juni 1983 sowie 
verschiedene Arbeitsdokumente zugeleitet und ihn 
mit Schreiben vom 21. Juni 1983 über die wesentli-
chen Ergebnisse der Umweltministerratstagung 
vom 16. Juni unterrichtet. Ferner wurde der Aus-
schuß in seiner Sitzung vom 14. September 1983 sei-
tens des Bundesministers des Innern eingehend 
über den letzten Verhandlungsstand auf EG-Ebene 
und außerdem darüber unterrichtet, inwieweit es 
bislang der deutschen Delegation gelungen war, die 
Empfehlungen des Zwischenvotums in den Ver-
handlungen durchzusetzen. Im Nachgang zu diesen 
Beratungen wurden dem Ausschuß seitens des 
Bundesministers des Innern mit Schreiben vom 
18. Oktober und 4. November 1983 unter anderem 
eine ergänzende Darstellung der Umsetzung der 
Aussagen des Zwischenvotums, der derzeitige Ver-
handlungstext des Richtlinienentwurfes und eine 
Übersicht über die wichtigsten noch offenen Pro-
bleme übermittelt, ergänzt um die beiden Sitzungs-
dokumente ENV/83/47 und ENV/83/49, aus denen 
sich der Wortlaut der letzten Kompromißvorschläge 
und des letzten Verhandlungsstandes im Kreise des 
Ausschusses der Ständigen Vertreter ergab. 

Hinsichtlich der Frage, inwieweit den Bedenken 
und Anregungen aus dem Zwischenvotum des Aus-
schusses im Rahmen der bisherigen Verhandlun-
gen auf EG-Ebene Rechnung getragen worden ist, 
hat die Bundesregierung unter anderem auf folgen-
des hingewiesen: 

— Die Forderung nach einer Realisierung des inte-
grierten Ansatzes, d. h. die Umweltverträglich- 
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keitsprüfung als einheitliches, d. h. als integrier-
tes Gesamtverfahren durchzuführen, habe sich 
bereits im Bereich der Ressortabstimmung in-
nerhalb der Bundesregierung wegen besonderer 
Probleme des deutschen Umweltrechts nicht 
durchsetzen lassen. Eine ausnahmslose Ver-
wirklichung des integrierten Ansatzes hätte zur 
Folge, daß dort, wo derzeit in der Bundesrepu-
blik Deutschland eine vertikale oder horizontale 
Verfahrensaufteilung vorgesehen ist — im Bun-
desbaugesetz, im Bundesfernstraßengesetz und 
im Verhältnis von Bundesimmissionsschutzge-
setz zum Wasserhaushaltsgesetz —, sämtliche 
Verfahren novelliert werden müßten und damit 
große Strukturbrüche in den genannten Geset-
zen herbeigeführt würden. Ein vertikales Split-
ting sei zum Teil vom Richtlinienvorschlag 
selbst vorgesehen, beispielsweise in Artikel 5 
Abs. 1 a des Entwurfes nach dem derzeitigen 
Verhandlungsstand, so daß insoweit der inte-
grierte Ansatz unterbrochen werde. Das hori-
zontale Splitting werde von der Richtlinie nicht 
ausdrücklich angesprochen, zumal es von allen 
anderen Delegationen und der Kommission als 
problematisch angesehen worden sei. Die deut-
schen Interessen sollten insoweit durch eine 
entsprechende Formulierung in Artikel 2 ge-
wahrt werden, wonach die Umweltverträglich-
keitsprüfung in den Mitgliedstaaten im Rahmen 
der bestehenden Verfahren zur Genehmigung 
der Vorhaben oder, falls solche nicht bestehen, 
im Rahmen anderer Verfahren oder der Verfah-
ren durchgeführt werden könne, die einzuführen 
seien, um den Zielen der Richtlinie zu entspre-
chen. Durch diese Formulierung werde versucht 
sicherzustellen, daß die vertikal oder horizontal 
nebeneinander bestehenden Verfahren qualita-
tiv im Endergebnis einer Umweltverträglich-
keitsprüfung gleichwertig seien, die in einem 
einzigen Verfahren durchgeführt werde. 

— Die geforderte Klarstellung, daß das Verfahren 
der Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne 
des Richtlinienentwurfes vor der Erteilung der 
Genehmigung für das Gesamtvorhaben durch-
geführt werden müsse, sei nunmehr durch eine 
entsprechende Fassung von Artikel 2 Abs. 1 und 
Artikel 8 berücksichtigt. 

— In bezug auf die Frage, ob nicht die Forderung 
nach Prüfung der aus dem Vorhaben resultie-
renden Wechselwirkungen der verschiedenen 
Umweltmedien untereinander entsprechend 
dem Ursprungstext beibehalten werden sollte, 
habe sich die deutsche Delegation mit einer ent-
sprechenden Forderung nicht voll durchsetzen 
können, da die Mehrheit Artikel 3 Abs. 2 habe 
streichen wollen. Nach dem derzeitigen Ver-
handlungstext habe der Absatz 1 des Artikels 3 
nunmehr den Charakter einer grundsätzlichen 
Zielbeschreibung und Definition. In die Erwä-
gungsgründe zu Artikel 3 solle als Ersatz für die 
gestrichenen „Wechselwirkungen" nach dem 
derzeitigen Verhandlungstext ein Hinweis auf 
die „Reproduktionsfähigkeit des Ökosystems" 
aufgenommen werden. 

— Die Forderung nach Aufstellung von Kriterien 
und/oder Schwellenwerten entsprechend dem 
Ursprungstext, an Hand derer entschieden wer-
den könne, ob das Vorhaben einer vollständigen 
oder einer vereinfachten Form der Prüfung zu 
unterziehen sei, habe die deutsche Delegation 
durchzusetzen versucht. Dieses Konzept habe 
sich jedoch wegen der Schwierigkeiten, sich auf 
Werte zu einigen, in Anhang I (mit Ausnahme 
der Nummern 1, 2, 4, 7 und 8) nicht voll verwirk-
lichen lassen. Der Ansatz sei jedoch in der der-
zeitigen Ausgestaltung des Artikels 12 Abs. 2 in 
bezug auf die Vorhaben von Anhang II erhalten 
geblieben. 

— In bezug auf die Forderung, daß das im Ur-
sprungstext angestrebte offene Verfahren im 
Zusammenhang mit der rechtzeitigen und um-
fassenden Information der Öffentlichkeit keine 
Einschränkung erfahren dürfe, habe sich die 
deutsche Delegation nur bedingt durchzusetzen 
vermocht. Es sei nunmehr zwar eine Regelung 
im Sinne der Ursprungsfassung der Kommis-
sion vorgesehen, allerdings auf der Basis einer 
Kompromißformel, nach der die Einzelheiten 
der Information der Öffentlichkeit und der Kon-
sultation der betroffenen Öffentlichkeit von den 
Mitgliedstaaten bestimmt würden. 

— Der Forderung, entsprechend dem Kommis-
sionstext bei Projekten mit grenzüberschreiten-
den Auswirkungen vorzusehen, daß Stellung-
nahmen der zuständigen Behörden von Mit-
gliedstaaten, die durch die Umweltauswirkun-
gen eines Vorhabens möglicherweise betroffen 
sind, eingeholt werden, habe zunächst weitge-
hend auf der Grundlage eines deutschen Kom-
promißvorschlages entsprochen und den in die-
ser Frage bestehenden französischen Bedenken 
Rechnung getragen werden können. Belgien 
habe dann jedoch kurzfristig, erst während der 
Ministerratssitzung im Juni 1983 einen Zusatz-
wunsch eingebracht, aufgrund dessen die Staa-
ten dazu verpflichtet werden sollten, auch dieje-
nigen Informationen grenzüberschreitend aus-
zutauschen, die nicht der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht bzw. nicht mit dem Genehmigungs-
antrag veröffentlicht würden. Dazu gehörten ei-
nerseits die der Geheimhaltung unterliegenden 
Unterlagen und ferner diejenigen Unterlagen, 
die lediglich behördenintern bei der Bearbeitung 
anfielen, nachdem die Unterlagen ausgelegt 
worden seien. Damit sei Frankreich nicht ein-
verstanden gewesen, so daß in dieser Frage noch 
keine Einigung habe erzielt werden können. 

— In bezug auf die Vermeidung neuer bürokrati-
scher Verfahren bei der Umsetzung der Richtli-
nie sei die deutsche Delegation bemüht gewesen, 
der entsprechenden Empfehlung des Ausschus-
ses dadurch zu entsprechen, daß sie sich — zu-
sammen mit anderen Delegationen — erfolg-
reich dafür eingesetzt habe, daß die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Rahmen von bereits be-
stehenden, nationalen Genehmigungsverfahren 
durchgeführt werden könne (vgl. dazu auch un-
ter dem 1. Spiegelstrich). Da jedoch nicht alle 
Vorhabentypen des ursprünglichen Kommis- 
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sionsvorschlages in der Bundesrepublik 
Deutschland derartigen Genehmigungsverfah

-

ren unterlägen (z. B. Freileitungen), sei damit 
zwangsläufig eine Reduzierung des Anwen-
dungsbereichs verbunden. 

— In bezug auf die erbetene Schätzung der bei der 
Umsetzung der Richtlinie zu erwartenden Ver-
waltungskosten sei hervorzuheben, daß eine nur 
annähernd aussagekräftige Abschätzung der 
Kosten erst dann möglich sei, wenn der endgül-
tige Text der Richtlinie feststehe. Da die bisheri-
gen Verhandlungsvorgaben — möglichst keine 
Strukturbrüche im deutschen Rechtssystem und 
Einpassung in vorhandenes Recht, damit 
zwangsläufig verbunden allerdings partielle 
Verbesserung des ursprünglichen EG-Konzepts 
— darauf abzielten, keine umfangreichen Novel-
lierungen auszulösen oder Zusatzverfahren zu 
schaffen, dürften zusätzliche Kosten nur in ge-
ringem Umfang (z. B. bei der Übersendung der 
auszulegenden Unterlagen ins Ausland oder ge-
gebenenfalls bei anspruchsvoller ausgestalteten 
Informationsanforderungen an den Projektträ-
ger) anfallen. 

— In bezug auf die Möglichkeit einer Klärung der 
im Hinblick auf die Umsetzung der Richtlinie 
und die anfallenden Kosten aufgetretenen Fra-
gen durch ein Verwaltungsplanspiel sei anzu-
merken, daß ein solches erst durchgeführt wer-
den könne, wenn der endgültige Text der Richtli-
nie vorliege. Diesbezüglich sei auf die Ergeb-
nisse von wissenschaftlichen Studien zu verwei-
sen, die von einzelnen Ressorts der Bundesre-
gierung angefordert worden seien. Der Bundes-
minister des Innern strebe nunmehr Praxistests 
an, die konzeptionell anders und etwas weniger 
anspruchsvoll als die Durchführung eines Plan-
spiels seien. Dafür sollten eine Genehmigungs-
behörde und ein Unternehmen gewonnen wer-
den, die einen konkreten aktuellen Antrag paral-
lel nach zwei Verfahren prüften, zum einen nach 
geltendem Recht und zum anderen auf der 
Grundlage der Vorgaben in der Richtlinie. 

Grundlegend wurde seitens der Bundesregierung 
zu dem bisher erreichten Stand der Verhandlungen 
angemerkt, daß sie sich veranlaßt gesehen habe, 
den Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesra-
tes und des Bundestages Rechnung zu tragen, die 
eindeutig dahin gegangen seien, daß eine Ausge-
staltung der Richtlinie angestrebt werde, die mög-
lichst wenige Novellierungen im deutschen Recht 
nach sich ziehe und Strukturen des deutschen 
Rechts möglichst unangetastet lasse. Die Einhal-
tung dieser Forderung stehe im Gegensatz zur For-
derung nach einer möglichst umfassenden Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, namentlich einer umfas-
senden Verwirklichung des integrierten Ansatzes. 
Es könne nicht einerseits eine umfassende Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gefordert werden, wenn an-
dererseits die Forderung erhoben werde, daß keine 
Änderung des deutschen Rechts und keine Ände-
rung der Strukturprinzipien des deutschen Umwelt-
rechts vorgenommen werden sollten. Dazwischen 
liege der derzeit ausgehandelte Kompromiß, den 
die Bundesregierung voll mittragen könne. Er er

-

bringe, wenn er verabschiedet werde, zwar nicht 
den ganz großen Durchbruch im Bereich der Um-
weltverträglichkeitsprüfung, jedoch in Teilberei-
chen wichtige Fortschritte. 

4.2 Zur Beschlußempfehlung 

Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
geht von der Vorgabe aus, daß es beim gegenwärti-
gen Stand der Verhandlungen auf EG-Ebene nur 
noch darum gehen kann, die grundlegende Haltung 
zum Richtlinienvorschlag und den bisher erzielten 
Verhandlungsergebnissen sowie zur künftigen Ent-
wicklung der Umweltverträglichkeitsprüfung dar-
zulegen, zu den derzeit noch oder wieder offenen 
Verhandlungspositionen Stellung zu nehmen und 
die parlamentarische Kontrolle in bezug auf die 
Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht sowie 
ihre Weiterentwicklung auf EG-Ebene sicherzustel-
len. 

Zu Nummern 1 bis 5 

Von daher wird in den grundliegenden Feststellun-
gen der Richtlinienentwurf und die im Rahmen der 
bisherigen Verhandlungen auf EG-Ebene erreich-
ten Beratungsergebnisse zwar als ein erster Schritt 
zur Herbeiführung einer umfassenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften begrüßt. Der Ausschuß hat es je-
doch andererseits auch für notwendig gehalten, 
grundsätzlich ebenfalls mit Bedauern auf die im 
Verlaufe der bisherigen Verhandlungen zu regi-
strierende Abschwächung des Ursprungstextes hin-
zuweisen, um damit seine grundlegende Haltung in 
diesen Fragen zu dokumentieren, auch wenn bei 
der demnächst auf EG-Ebene anstehenden Fortset-
zung der Verhandlungen eine Verbesserung der 
Richtlinie in diesen Bereichen nicht zu erwarten ist. 
Trotz der Bedenken im Hinblick auf die dargeleg-
ten Abschwächungen ist der Ausschuß dennoch der 
Auffassung, daß eine rasche Verabschiedung des 
Richtlinienentwurfes vordringlich ist und unter die-
sem Aspekt die dargelegten Bedenken zunächst zu-
rückzustellen sind. Unter Nummern 4 und 5 der Be-
schlußempfehlung sind grundlegende Forderungen 
des Ausschusses aufgegriffen, die bereits in seinem 
Zwischenvotum vom Juni 1981 enthalten waren. 

Unter Nummern 5.1 bis 5.7 der Beschlußempfehlung 
sind im wesentlichen zu den noch oder wieder offe-
nen Fragen im Rahmen der Verhandlungen auf EG-
Ebene eine Reihe von Forderungen fixiert, die der 
Unterstützung der deutschen Delegation im Rah-
men der weiteren Verhandlungen dienen sollen. Zu 
diesen noch offenen Fragen hat die Bundesregie-
rung im Rahmen der Beratungen unter anderem 
auf folgendes hingewiesen: 

Zu Nummer 5.1 

— In bezug auf das Konzept eines verbindlichen 
Anhangs sei unter deutscher Präsidentschaft 
der bereits gegen das Prinzip einer verbindli-
chen Liste von Vorhaben bis dahin bestehende 
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allgemeine Vorbehalt der Delegation des Verei-
nigten Königreichs „ad referendum", d. h. unter 
Vorbehalt der Nachprüfung in der Expertensit-
zung vom 16. Juni 1983 mit der Maßgabe aufge-
geben worden, daß ein verbindlicher Anhang un-
ter Zurückstellung größter Bedenken nur dann 
akzeptiert werden könne, wenn es bei einem 
umfangreichen System von Ausnahmevorschrif-
ten bliebe. 

In der Expertensitzung, die parallel zur Minister-
ratssitzung stattgefunden habe, sei eine Einigung 
über eine Reduzierung der bislang vorgesehenen 
Ausnahmeklauseln nicht möglich gewesen. Auch 
die Minister hätten sich darüber nicht zu einigen 
vermocht. Da vor allem Frankreich und Italien kei-
neswegs gewillt seien, die recht umfangreichen 
Ausnahmeklauseln, die derzeit vorgesehen seien, zu 
akzeptieren, sei damit die gesamte Problematik ei-
nes verbindlichen Anhangs wieder aufgebrochen, 
da Großbritannien ohne diese Ausnahmeklauseln 
den Anhang I nicht akzeptieren wolle. 

Ferner habe die dänische Delegation auf der Mini-
sterratssitzung im Juni 1983 die Forderung erho-
ben, Artikel 1 um einen Absatz 5 zu ergänzen, der 
klarstellen solle, daß Vorhaben, die in den jeweili-
gen Staaten von den Parlamenten unmittelbar be-
schlossen würden, nicht unter den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie fielen, da es in Dänemark eine 
Regelung gebe, nach der öffentliche Verkehrsin-
frastrukturvorhaben unmittelbar vom Parlament zu 
genehmigen seien. 

Zu Nummer 5.2 

— Die Forderung unter Nummer 5.2 der Beschluß-
empfehlung zielt darauf ab, dann, wenn sich um 
der Verabschiedung der Richtlinie willen eine 
Regelung von Ausnahmeklauseln nicht vermei-
den läßt, eine Beurteilungsgrundlage für spätere 
Überlegungen zur Reduzierung des Umfangs 
der Ausnahmeklauseln im Rahmen einer Ver-
besserung der Richtlinie zu erhalten. Gleiches 
gilt in bezug auf die Frage einer Anreicherung 
der verbindlichen Vorhaben des Anhangs I um 
Vorhaben, die derzeit noch in Anhang II aufge-
zählt sind. 

Zu Nummer 5.3 

— Eine sogenannte Evolutionsklausel in Artikel 12 
Abs. 4, nach der im weiteren Verlauf eine stär-
kere Harmonisierung der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften vorgesehen sein soll, stoße 
bei Großbritannien wegen der aus britischer 
Sicht bestehenden Gefahr einer Verschärfung 
der Richtlinie und bei Frankreich aus rechtsdog-
matischen Gründen auf Widerstand. Der Aus-
schuß hält jedoch eine Evolutionsklausel für un-
abdingbar, damit gewährleistet ist, daß die 
Richtlinie auf der Basis erster Erfahrungen wei-
terentwickelt wird. 

Zu Nummer 5.4 

— Zur Frage der grenzübergreifenden Vorhaben 
siehe unter 3., sechster Spiegelstrich. 

Zu Nummer 5.5 

— Zur Forderung unter Nummer 5.5 der Beschluß-
empfehlung ist anzumerken, daß Wärmekraft-
werke und andere Verbrennungsanlagen mit ei-
ner Wärmeleistung von mindestens 300 Mega-
watt sowie Kernkraftwerke und andere Kernre-
aktoren (mit Ausnahme von Forschungseinrich-
tungen für die Erzeugung und Bearbeitung von 
spalt- und brutstoffhaltigen Stoffen, deren 
Höchstleistung 1 kw thermische Dauerleistung 
nicht übersteigt) und Anlagen mit dem aus-
schließlichen Zweck der Endlagerung oder end-
gültigen Beseitigung radioaktiver Abfälle in An-
hang I sowie Anlagen zur Erzeugung oder Anrei-
cherung von Kernbrennstoffen, Anlagen zur 
Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe und 
Anlagen zur Aufnahme und Bearbeitung radio-
aktiver Abfälle (soweit nicht durch Anlage 1 er-
faßt) in Anhang II vorgesehen sind. Im Hinblick 
darauf ist der Ausschuß der Auffassung, daß 
Kernenergieanlagen und Wiederaufarbeitungs-
anlagen für Kernbrennstoffe unter allen Um-
ständen im verbindlichen Anhang I erfaßt wer-
den sollten. 
Gegenüber der Einbeziehung von Kernenergie-
anlagen in die Richtlinie besteht nach Darlegun-
gen der Bundesregierung ein Vorbehalt von sei-
ten Frankreichs. Bislang habe Anlaß zu der Ver-
mutung bestanden, daß dieser Vorbehalt in ei-
nem inneren Zusammenhang zur Lösung der 
Problematik der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit stehe. Wenn dieses Problem im Inter-
esse und Sinne Frankreichs gelöst werden 
könne — etwa auf der Grundlage des oben er-
wähnten Kompromißvorschlages, mit dem es 
unter der deutschen Präsidentschaft zunächst 
möglich erschienen gewesen sei, den französi-
schen Bedenken Rechnung zu tragen und Kon-
sens herstellen zu können —, habe es den An-
schein, als würde Frankreich seinen Vorbehalt 
zurücknehmen. Sämtliche andere Delegationen 
seien für den Einschluß von kerntechnischen 
Anlagen. 

Zu Nummer 5.7 

— Zur Berücksichtigung von Substitutionsmöglich-
keiten habe die Kommission, unterstützt von 
den Niederlanden und Griechenland, an drei 
Stellen des Richtlinienvorschlages eine Ver-
pflichtung statuieren wollen, daß im Zusammen-
hang mit der Vorlage der umweltbezogenen In-
formationen durch den Projektträger auch An-
gaben zu Substitutionsmöglichkeiten, d. h. zu Al-
ternativen gemacht werden sollten. Diese Alter-
nativen sollten sich sowohl auf den Standort als 
auch auf die Baukonzeption oder die Verfah-
renskonzeptionen technischer Art beziehen kön-
nen. Die Mehrheit der Delegationen habe derar-
tige Alternativinformationspflichten abgelehnt. 
Derzeit sei eine Kompromißregelung ange-
strebt. 

Zu Nummern 6 bis 10 

Die übrigen Forderungen in der Beschlußempfeh

-

lung betreffen die Tendenz, die die Bundesregie- 
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rung nach Auffassung des Ausschusses zu einer 
Verbesserung der Richtlinie verfolgen sollte, sowie 
die Sicherstellung der parlamentarischen Unter-
richtung und Kontrolle in bezug auf die endgültige 
Verabschiedung des Richtlinienentwurfes, die Um-
setzung der Richtlinie in deutsches Recht sowie die 
Unterrichtung über Maßnahmenvorschläge für den 
Fall, daß der Richtlinienvorschlag bis zum Sommer 
kommenden Jahres nicht verabschiedet werden 
sollte. Hierzu ist ergänzend anzumerken, daß die 
Forderung unter Nummer 8 der Beschlußempfeh-
lung in bezug auf eine Unterrichtung über Fragen 
im Zusammenhang mit der Zweckmäßigkeit und/ 
oder Notwendigkeit einer eventuellen Einführung 
eines „Gesetzes über die Durchführung der Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffent-
lichen und privaten Vorhaben" dem Ausschuß im 
Hinblick darauf notwendig erscheint, daß ein ent-
sprechender Vorschlag im Rahmen einer eingehen-
den wissenschaftlichen Untersuchung zur Analyse 
behördeninterner Voraussetzungen für die Durch-
führung der geplanten EG-Richtlinie zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung abgegeben worden ist. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war zu der Be

-

schlußempfehlung angemerkt worden, daß die Um

-

weltverträglichkeitsprüfung ein Kernstück sinnvol-
ler Umweltpolitik darstelle. Wenn bedacht werde, 
welche Schäden in der Vergangenheit oftmals 
durch die Errichtung von Großvorhaben eingetre-
ten seien, könne nur gefordert werden, so schnell 
wie möglich eine verbindliche Umweltverträglich-
keitsprüfung vorzusehen. Die Beschlußempfehlung 
stelle gegenüber sonstigen Vorlagen im Bereich der 
Umweltpolitik eine Verbesserung dar. Trotzdem 
gebe es noch einige Schwachstellen. Hinzuweisen 
sei etwa darauf, daß immer noch nicht festgelegt 
sei, wann eine Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Ablehnung eines Vorhabens führe. Dies liege nach 
wie vor im Ermessen der Behörde, die das Verfah-
ren durchführe. Ferner sei nicht festgelegt, welche 
Konsequenzen es habe, wenn ein Mitgliedstaat sich 
nicht an die Richtlinie halte. Diese Fragen müßten 
im Laufe der Zeit dringend geregelt werden, weil 
insoweit noch ein Freiraum für Verstöße gegen eine 
sinnvolle Umweltpolitik bestehe. Mit der vorliegen-
den Beschlußempfehlung werde ein großer Schritt 
in die richtige Richtung getan, so daß die Fraktion 
DIE GRÜNEN ihre Bedenken zurückstelle und der 
Beschlußempfehlung zustimme. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 

Bonn, den 9. November 1983 

Frau Dr. Hartenstein 

Berichterstatter 

Gerlach (Obernau) 








